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Übersicht 16 


über Anträge von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
betreffend Petitionen 
nach dem Stand vom 20. Februar 1956 


Der Bundestag wolle hinsichtlich der aufge- 
führten Petitionen aus der 1. und 2. Wahl- 
periode wie folgt beschließen: 

A. Ausschuß für Petitionen (3. Ausschuß) 

I. 

Die B u n desregierung wird a u f ge- 
fordert, die Eingabe 

5254 Aichinger, Hildegard, München: Gel- 
tendmachung von Anwaltsgebühren 
des verstorbenen Ehemannes und 
Rechtsanwalts [Rechtsstreit: 1) Jung- 
wirth & Co. gegen Bundesrepublik 
Deutschland, 2) Land Bayern gegen 
Bundesrepublik Deutschland] 

beschleunigt in der Weise zu berück- 
sichtigen, daß der Petentin der ihr zu- 
stehende Betrag unverzüglich ausgezahlt 
wird. 

Sachbericht: 

Das Bayerische Landesamt für Vermögens- 
Verwaltung und Wiedergutmachung, Außen- 
stelle Kempten, verpachtete am 17. Januar 
1947 einen Teil des schwer beschädigten 
Kasernengeländes am Ostbahnhof in Kemp- 
ten an mehrere Firmen, darunter auch be- 
stimmte Grundstücke an die Fa. Jungwirth 
& Co. Diese betrieb dort ein Hammerwerk, 
in dem etwa 200 Arbeiter, meist Flüchtlinge, 
beschäftigt wurden. Für den Wiederaufbau 
und die Instandsetzung der Gebäude auf dem 
Pachtgelände wendete sie rd. 226 000 RM 
und 39 000 DM auf. 


Am 6. Juni 1950 wurde über ihr Vermögen 
der Konkurs eröffnet. Der Betrieb des Ham- 
merwerkes wurde eingestellt. Der Kläger 
forderte als Konkursverwalter vom Freistaat 
Bayern Ersatz der erwähnten Aufwendun- 
gen, wobei er auch die Umstellung der 
Reichsmarkaufwendungen in voller Höhe in 
DM verlangte. 

Nach längeren Verhandlungen erklärte sich 
der Freistaat Bayern „ohne Anerkennung 
einer Rechtspflicht" bereit, die DM- Aufwen- 
dungen voll und die RM- Aufwendungen im 
Umstellungsverhältnis 2:1 in DM zu er- 
setzen. Der Freistaat Bayern zahlte nach Auf- 
rechnung von Gegenforderungen einen Teil- 
betrag von 35 000 DM, so daß noch eine 
Restschuld des Freistaates Bayern in Höhe 
von rd. 80 000 DM verblieb. 

Auf Grund des Vorschaltgesetzes vom 
21. Juli 1953 wurde das Kasernengelände 
Eigentum des Bundes und ging in dessen 
Verwaltung über. Der Freistaat Bayern wei- 
gerte sich nunmehr, den Vergleich zu erfül- 
len. Der Konkursverwalter verklagte darauf- 
hin im April 1953 den Bund auf Erfüllung 
des vom Freistaat Bayern eingegangenen 
Vergleichs. 

Der Bund wurde antragsgemäß verurteilt. 
Gegen dieses Urteil legte der Bund Berufung 
ein. Diese Berufung wurde jedoch durch 
Urteil des Oberlandesgerichts München als 
unbegründet zurückgewiesen. Auch gegen 
dieses Urteil legte der Bund Revision ein, so 
daß nunmehr — also nach fast 3 Jahren — 
der Rechtsstreit vor dem Bundesgerichtshof 
anhängig ist. 
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Inzwischen ist der Konkursverwalter, der 
Ehemann der Petentin, verstorben. Die 
Petentin ist durch den Tod ihres Ehemannes 
mittellos geworden. Auf Grund des von 
ihrem Ehemann geführten Prozesses gegen 
den Bund hat sie noch erhebliche Gebühren- 
forderungen, die aus der Prozeßführung 
ihres Ehemannes gegen den Bund erwachsen 
sind. Der Bund hat jedoch die Bezahlung der 
Anwaltskosten bis zur rechtskräftigen Erledi- 
gung dieses Rechtsstreites abgelehnt. In ihrer 
Eingabe vom 12. April 1954 bringt die Pe- 
tentin zum Ausdruck, daß Bayern und der 
Bund unverantwortlich handelten, wenn sie 
ihre Streitigkeiten auf dem Rücken der 
Staatsbürger austrügen. 

Aus den vom Petitionsausschuß erbetenen 
schriftlichen und mündlichen Stellungnah- 
men des Bundesfinanzministeriums geht her- 
vor, daß maßgebend für das Zustandekom- 
men des Vergleichs fürsorgliche Gesichts- 
punkte gewesen seien, da Bayern nicht zulas- 
sen wollte, daß die Beschädigten zweier, mit 
der Konkursfirma in geschäftlichem und per- 
sonellem Zusammenhang stehender Firmen — 
abgesehen von dem Verlust erheblicher 
öffentlicher Mittel wie Steuerrückstände, 
Pachtrückstände usw. — arbeitslos geworden 
wären. Diese sozialpolitischen Erwägungen 
seien aber mit den Grundsätzen einer fiska- 
lischen Verwaltung nicht in Einklang zu 
bringen. Die von Bayern eingegangenen Ver- 
pflichtungen seien der fiskalischen Verwal- 
tung sachfremde Verwaltungshandlungen, 
für die der Bund nicht einzustehen brauche. 
In der Sitzung vom 9. März 1955 beschloß 
der Ausschuß nach Anhörung des Regie- 
rungsvertreters, die Bundesregierung möge 
in Anbetracht dessen, daß der Bund bereits 
in der zweiten Instanz zur Erfüllung des 
Vergleichs — und nach Auffassung der Mit- 
glieder des Ausschusses auch zu Recht — ver- 
urteilt worden ist, von einer Weiterführung 
des Rechtsstreits absehen und eine vergleichs- 
weise Erledigung dieses Rechtsstreites anstre- 
ben, um weitere Prozeßkosten zu ersparen, 
zumal es letztlich nur noch darum gehe, ob 
der Bund oder der Freistaat Bayern zu zah- 
len habe. Die Regierungsvertreterin erklärte 
sich bereit, sich in diesem Sinne dafür einzu- 
setzen. 

Nach Auffassung der Mitglieder des Aus- 
schusses wurde diesem Beschluß seitens der 
Bundesregierung nicht mit der vom Aus- 
schuß gewünschten Intensität Rechnung ge- 
tragen. Aus einer weiteren schriftlichen und 


mündlichen Stellungnahme der Bundesregie- 
rung ergibt sich nämlich, daß die Bundes- 
regierung ohne Änderung ihres seitherigen 
Rechtsstandpunktes sich lediglich mit einem 
Schreiben vom 25. April 1955 an die Regie- 
rung des Freistaates Bayern gewandt und von 
dieser die Erklärung erbeten hat, daß, soweit 
nach Maßgabe der künftigen gesetzlichen 
Regelung dem Bund im vorliegenden Falle die 
Zahlungspflicht nicht obliege, Bayern diesen 
Betrag rückerstatten würde. Die bayerische 
Regierung hat jedoch die Abgabe der ge- 
wünschten Erklärung mit Schreiben vom 
12. Mai 1955 abgelehnt, da sie hierzu nicht 
in der Lage sei. 

Der Ausschuß war sich in seiner Sitzung vom 
19. Januar 1956 bei dieser Sachlage darüber 
einig, daß die Bundesregierung nicht alle ihr 
zu Gebote stehenden Möglichkeiten ausge- 
schöpft habe, um zu einer raschen Erledigung 
dieser Sache zu gelangen. Der Ausschuß hielt 
es daher im Interesse einer baldigen Abwick- 
lung des Rechtsstreites und aus Gründen der 
Kostenersparnis und der Rücksichtnahme auf 
die berechtigten Belange der Staatsbürger — 
insbesondere der Petentin — für erforder- 
lich, den obigen Antrag einzubringen. 

II. 

durch Erteilung eines mit Gründen versehe- 
nen Bescheides, der sich auf Maßnahmen oder 
Erklärungen der Bundesregierung oder ande- 
rer Behörden stützt, für erledigt zu er- 
klären 

die Petitionen: 

19 531 Bongartz Margarete, Essen-Ost: Ge- 
währung der Angestelltenrente; 

2 074 Leier Linus, Oberhausen Kr. Bruch- 
sal: Gewährung der KB-Rente für Anton 
Heneka; 

2 678 Bauer Josef, Bayrischzell (Oberbay.): 
Unterhaltung der Viehzäune entlang der 
Alpenstraße im Bereich der Gemeinde Bay- 
rischzell und Niederaudorf; 

4 895 Brauner Franz, St. Andreasberg 
(Harz): Zulassung zur Kassenpraxis; 

5 723 Philipp Herbert, Berlin-Lankwitz: 
Kriegsopferversorgung; 

6 592 Barran Kurt, Herzfeld über Soest 
(Westf.): Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener; 
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8 115 Bloeß Erika, Norden (Ostfriesland): 
Gewährung einer Rente nach dem BVG; 

8 298 Frühling Rolf, Balkhausen Bez. 
Köln: Antrag auf Erstattung von Besat- 
zungsschaden wegen Beschlagnahmung 
eines Pkw; 

8 308 Kersten Georg, Rheydt: Bewilligung 
der Pflegezulage und eines Fahrstuhles für 
Sohn Günter; 

8 311 Mertens Katharina, Opladen bei 
Köln: Entschädigungsantrag für Kriegs- 
schaden durch sowjetische Besatzungs- 
truppen; 

9 095 Friedrich Irene, Oldenburg (Oldb.): 
Anrechnung des Aufbaudarlehens für den 
Wohnungsbau auf die Hauptentschädi- 
gung; 

9 239 Jahn Aloys, Aachen: Gewährung 
der Tbc-Hilfe; 

9 399 Hein Martha, Hannover-Waldhau- 
sen: Antrag auf Gewährung von Witwen- 
rente nach dem BVG; 

9 588 Münchrath Katharina, Hürth bei 
Köln: Anrechnung einer freiwilligen Zu- 
wendung auf die Hinterbliebenenrente 
(BVG); 

9 690 Herz Erich, Hannover: Überprü- 
fung des KB-Rentenantrages; 

9 818 Köbbert Lena, Berlin: Rehabilitie- 
rung eines im November 1944 von der 
deutschen Wehrmacht verurteilten Sol- 
daten; 

9 993 Moldenhauer Kurt, Lübeck: Entlas- 
sung aus einer Beschäftigung bei den Be- 
satzungsmächten ; 

10 618 Dorsch Anna, Neubiberg (Bay.): 
Bauverbot im Sicherungsbereich des Flug- 
platzes Neubiberg; 

10 846 Häuf Else, Göttingen: Nachversiche- 
rung gemäß § 72 G 131; 

11 147 Gaubatz Martin, Reyersdorf Bez. 
Gänserndorf (Nieder-Österreich): Einreise 
aus Österreich; 

11 149 Beier Reinhold, Bonn: Herab- 
setzung der Erwerbsminderung durch das 
Versorgungsamt Köln (Schädel Verletzung 
durch Unfall beim Bau des Auswärtigen 
Amtes); 


11 602 Stehr Paul, Schapen Kr. Braun- 
schweig: Antrag auf Gewährung von 
Elternrente; 

11 905 Brix Friedrich, Flensburg: Tbc- 
Hilfe; 

11 991 Schölch Paula, Aitrang (Allgäu): 
Witwenrente der Paula Tscherner in 
Aitrang; 

1 801 — 12135 Borowitza Marta, Hanno- 
ver: Wiedereinstellung des Ehemannes als 
Postfacharbeiter; 

4 501 — 12 247 Hanke Hilda, Hamburg: 
Witwenrente nach dem BVG; 

3 802 — 12 297 Witte Erhard, Köln-Wei- 
denpesch: Rückzahlung überhobener Un- 
terhaltshilfe durch Margarete Weise; 

5 304 — 12497 Lamp Karl, Neuwied 
(Rhein): Gültigkeit von Seefunk- und 
Flugfunkzeugnissen ; 

1 301 — 12 821 Awiszus Walter, Regens- 
burg: Überprüfung von Verfehlungen 
eines Bediensteten durch den Bundesrech- 
nungshof; 

3 502 — 12 841 Zentralverband der Flie- 
gergeschädigten, Evakuierten und Wäh- 
rungsgeschädigten eV, Kreisverband Wol- 
fenbüttel: Antrag für Walter Korbach, 
Wolfenbüttel, auf Registrierung als Eva- 
kuierter nach Aachen; 

7 007 — 12 922 Brungs Josef, Köln-Brauns- 
feld: Einräumung von Fachhandelspreisen 
beim Bezug von Zigaretten; 

1 010 — 13 124 Dörr Frieda, Pflaumloch 
Kr. Göppingen : Schadenersatzforderung 
für Operation; Erlaß der Gerichtskosten; 

4 501 — 13 293 Koch Gertrud, Salzgitter- 
Hallendorf: Waisenrente nach dem BVG; 

3 802 — 13 360 Mathee Gustav, Köln-Mül- 
heim: Aufbaudarlehen für die gewerbliche 
Wirtschaft und die freien Berufe; 

3 802 — 13 460 Jung August, Köln- Ehren- 
feld: Gewährung einer Kriegsschaden- 
rente; 

2 504 — 13 550 Schmidt Selma, Flensburg: 
Witwenrente an die schuldlos geschiedene 
Ehefrau; Auszahlung der 2. Rate Haus- 
ratentschädigung ; 
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2 301 — 13 669 Fischer Erwin, Ulm (Do- 
nau): Ausstellung eines Flüchtlingsaus- 
weises „C“ für Marianne Frech zur Gel- 
tendmachung von Ansprüchen nach G 131; 

2 303 — 13 712 Gmeldi Karl, München: 
Versorgung nach G 131; 

4 501 — 13 732 Vogel Elisabeth, Goslar 
(Harz): Gewährung von Elternrente; 

3 503 — 13 791 Baltrusch Fritz, Scharring- 
hausen über Sulingen (Hann.): Anderwei- 
tige Unterbringung einer sechsköpfigen 
Ostflüchtlingsfamilie durch Umsiedlung; 

2 301 — 13 848 Schmitz Georg, Düren: 
Ruhegehaltforderung 1945 — 1948; 

4 501 — 14 185 Reichsbund der Kriegs- 
und Zivilbeschädigten, Ortsgruppe Hagen- 
Altenhagen (Westf.), Hagen-Vorhalle: An- 
erkennung eines Leidens als Folge einer 
Schädigung im Sinne des § 1 BVG für Emil 
Rudnick in Vorhalle; 

2 301 — 14 446 Müller Friedrich, Bremen- 
Schwachhausen: Ansprüche nach G 131; 
Leistungen aus Versicherungsverträgen; 

1 001 — 14 569 Engländer Hanns, Inden 
Kr. Jülich (Rheinl.): Auswirkungen des 
Erbhof Gesetzes; 

2 301 — 14 602 Eberle Günter, Bonn: 
Rückerstattung von Arbeitnehmeranteilen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung; 

4 501 — 14 662 Hermann Maria, Nieder- 
keil bei Speicher (Eifel): Witwenrente 
nach dem BVG; Elternrente; 

2 503 — 14 775 Tarnecki Ignatz, Bochum- 
Weitmar: Witwenrente für die Mutter aus 
der Invalidenversicherung; 

2 505 — 14 822 Radula Fred, Bremen: Ver- 
sicherungsansprüche (Sportunfall im März 
1935 beim Fußballspiel in Bremen); 

3 501 — 14 907 Liebig Max, Lüdenscheid 
(Westf.): Anerkennung des Sohnes Heinz 
als Vertriebener; 

3 801 — 14 908 Liebold Hermann, Wies- 
baden-Dotzheim: Umstellungsgrundschul- 
den; Hypothekengewinnabgaben; 

2 502 — 14 930 Frederichs Gerda, Cloppen- 
burg (Oldb.): Ruhegeld aus der Ange- 
stelltenversicherung (Augentuberkulose) ; 


5 303 — 14 937 Banse Heinrich, Dortmund: 
Verkauf von Treibstoffen an den Endver- 
braucher durch die Großkonzerne; 

4 501 — 14 986 Schulze Karl, Salzgitter- 
Bad: Witwenrente nach dem BVG für Ida 
Bruch; 

4 501 — 14 991 Plisdike Frau, Rinteln (We- 
ser): Witwenrente nach dem BVG; 

4 005 — 15 086 Baum Anna, z. Z. Claus- 
thal-Zellerfeld : Wiedergutmachungsantrag 
(BWGöD); 

4 501 — 15 102 Haumoth Heinrich, Hamm: 
Anrechnung der KB-Rente auf Ruhegeld 
der Stadtwerke Hamm (Westf.); 

3 802 — 15 133 Ryssel Wilhelm, Troisdorf 
Bez. Köln: Hausratentschädigung; 

3 501 — 15 268 Schuldt Werner, Hamburg- 
Bergedorf: Anerkennung als Sowjetzonen- 
flüchtling; 

4 804 — 15 426 Jeske Friedrich, Mannheim- 
Feudenheim: Erlaß einer Durchführungs- 
verordnung zum Haftentschädigungs- 
gesetz; 

4 501 — 15 478 Scheer Hermann, Urbar bei 
St. Goar: Anerkennung eines Nervenlei- 
dens als Schädigungsfolge im Sinne der 
Verschlimmerung; 

2 303 — 15 493 Friedrich Werner, Biele- 
feld: Unterschiedliche Behandlung männ- 
licher und weiblicher Postangestellter bei 
Übernahme in das Beamtenverhältnis; 

1 001 — 15 504 Rechtsanwälte Dr. Essers, 
Dr. Hartstang und Arnold, Aachen: Erlaß 
einer Zollstrafe gegen Wilhelm Fischer 
wegen Geringfügigkeit; 

4 501 — 15 512 Jäschke Richard, Windorf 
über Vilshofen (Bay.): Pflegegeld eines 
Schwerstkriegsversehrten ; 

3 805 — 15 531 Mitko Eduard, Neumün- 
ster (Holst.): Aufwertung von Spargut- 
haben Vertriebener; 

2 303 — 15 550 Schuldt Robert, Braun- 
schweig: Regelung des Rangdienstalters 
der Bundesbeamten, die der NSDAP ange- 
hörten; 

4 302 — 15 582 Hersmann W., Bad Ber- 
trich: Gewährung von Ausgleichsleistun- 
gen für Kriegssachschaden; 



3 802 — 15 594 Ritter August, Salzgitter- 
Flachstöckheim: Rechtsverordnungen zu 
§ 239 LAG; 

6 304 — 15 602 Dr. Gauß, Fallingbostel: 
Höchstpreise für Molkereierzeugnisse; 

3 301 — 15 613 Buhmann Julius, Ütersen 
(Holstein): Steuerliche Vergünstigung für 
Helgoländer Betriebe; 

4 302 — 15 641 Dr, Joetten, Bingen: Be- 
satzungsschaden; 

4 004 — 15 648 Makatowski Rolf, Freilas- 
sing (Obbay.): Geltendmachung eines Re- 
stitutionsanspruches; 

3 802 — 15 678 Wandke Adam, Salzgitter- 
Bad: Wiedergewährung der Unterhalts- 
hilfe für die arbeitsunfähige Erika Wandke; 

3 806 — 15 687 Kruft Heinrich, Hemer bei 
Iserlohn (Westf.): Aufwertung von Pfand- 
briefen nach dem Altsparergesetz; 

4 501 — 15 732 Landenberger Wilhelm, 

Auenheim bei Kehl: Rentenantrag für den 
Sohn; 

2 805 — 15 807 Braune Hedwig, Lübeck: 
Entscheidung bzw. Unterstützung wegen 
Verlustes von Vermögenswerten des in- 
zwischen verstorbenen Ehemannes in der 
Inflation; 

2 502 — 15 859 Hoffmann Friedrich, Düs- 
seldorf-Benrath: Nachentrichtung von Bei- 
trägen zur * Angestelltenversicherung nach 
§ 1442 Abs. 3 RVO; 

-t 001 — 15 885 Schade Wilhelm, Hagen 
(Westf.): Wiedergutmachungssache; 

2 502 — 15 899 Wanderer Willy, Rodach 
bei Coburg: Gewährung einer Alters- 
rente aus der Angestellten Versicherung; 

5 302 — 15 966 Borgwart Helmuth, Wit- 
ten-Ruhr: Freifahrt für ehemalige Reichs- 
bahnbedienstete; 

2 503 — 16 094 Goldmann Rosa, Sehren 
Kr. Zell: Nachweis der Halbdeckung zur 
Erlangung der Invalidenrente; 

25 02 — 16111 Beeking Wolf gang, Kleve: 
Deutsch - österreichisches Sozialversiche- 
rungsabkommen {Rentensache); 

2 509 — 16 141 Förster Lore, München: Be- 
freiung von Beiträgen zur Familienaus- 
gleichskasse; 


2 502 — 16 154 Hentschel Johanna, Rem- 
scheid: Antrag auf Gewährung von Wai- 
senrente für uneheliche Tochter; 

2 504 — 16 158 Georg Karl, Niederschieden 
(Sieg): Knappschaf tsvollrente; Steigerungs- 
beträge für Kriegsdienstzeiten; 

3 501 — 16 171 Miether Klaus, Geesthacht 
(Elbe): Ausstellung des Ausweises „A" nach 
dem BVFG; 

5 302 — 16 190 Hoffmann Erwin, Nieder- 
schönhagen über Detmold: Beförderungs- 
preise des Unternehmens Winter, Blom- 
berg,* auf der Kraftomnibus-Linie Detmold- 
Blomberg; 

2 303 — 16 192 Rechtsanwälte Föge, Haff- 
ner und Dr. Ahlborn, Göttingen: Verlän- 
gerung des Frau Frieda Lemmer in Göt- 
tingen bis Ende 1955 gewährten Unter- 
haltsbeitrages; 

3 501 — 16 195 Kubert Richard, Herdecke- 
Ruhr: Ausstellung eines Flüchtlingsaus wei- 
ses nach dem BVFG; 

2 507 — 16 203 Friese H., Hovmantorp 
(Schweden): Novelle zum Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetz; 

2 301 — 16 219 Kupczak Albert, Münster 
Kr. Soltau (Hann.): Versorgungsansprüche 
nach G 131; 

2 502 — 16 226 Meißner Otto, Husum 
(Nordsee): Rentensache; 

3 802 — 16 253 Propp Conrad, Hamburg- 
Neugraben: Beschwerde wegen Hausrat- 
entschädigung; 

2 002 — 16 260 Scheer Theodora, Düssel- 
dorf: Wieder zuerkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit; 

7 001 — 16 264 Schmidt Theodor, Frank- 
furt (Main)-Ginnheim: Altersversorgung 
eines jetzt 74jährigen Handwerksmeisters; 

2 503 — 16 270 Schütze Heinz, Hamburg- 
Wilhelmsburg: Invalidenrentenantrag; 

2 502 — 16 284 Thiele Frieda, Braun- 
schweig: Ruhegeld aus der Angestellten- 
versicherung; 

1 004 — 16 286 Vieweg Hans, Ingolstadt- 
Ringsee: Auswertung oder wirtschaftliche 
Nutzbarmachung von Erfindungen; 
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2 303 — 16 297 Zimmermann Kurt, Unter- 
stedt bei Rotenburg (Hann.): Dienstbe- 
schädigung des Heinz Sumann beim BGS; 

1 801 — 16 325 Strukmeier Emmy, Wup- 
pertal: Ablehnung der Arbeitslosenunter- 
stützung; 

3 801 — 16 330 Wedel Max, Heilbronn: 
Durchführung des LAG, Hypothekenge- 
winnabgabe; 

2 501 — 16 335 Wittig Karl, Ubach bei 
Aachen: Dienstaufsichtsbeschwerde über 
eine vertrauensärztliche Untersuchung; 

2 301 — 16 339 Deters H., Rechtsanwalt, 
Lingen (Ems): Aufnahme der „Kraftver- 
kehr Marken GmbH“ in die Anlage A zu 
§ 2 G 131 (in Sachen des Willy Ziplinski, 
Lingen); 

4 501 — 16 351 Kinder Auguste, Itzehoe 
(Holstein) : Hinterbliebenenversorgung; 

3 805 — 16 354 Koch Gerhard, Bremen: 
Währungsausgleich für Sparkontogut- 
haben; 

4 501 — 16 366 Heibach Monika, Nürn- 
berg: Witwenrente nach dem BVG; 

2 301 — 16 382 Schmidt-Coste, Walter, Bad 
Homburg: Änderung der Stichtagsbestim- 
mungen zu G 131; 

3 501 — 16 451 Pinnow Werner, Freiburg 
(Breisgau): Anerkennung als Sowjetzonen- 
flüchtling im Sinne des BVFG; 

3 002 — 16 453 Püttmann J. H. A., Inh. F. 
Krapohl, Lohne (Oldb.): Warenbeschaf- 
fungskonten bei Finanzämtern; 

1 801 — 16 459 Pelikan Johannes, Mer- 
zenich bei Düren: Arbeitslosenunter- 
stützung; 

3 802 — 16 464 Schmiedeke Lotte, Berlin: 
Feststellung des Kriegssachschadens; 

2 503 — 16 465 Wendt Hans, Bonn: Re- 
form der Sozialversicherung für Ludwig 
Bolz, Holtensen; 

3 806 — 16 468 Frankel Georg, Brunsbüt- 
telkoog: Entschädigung nach dem Alt- 
sparergesetz; Hausratentschädigung; 

2 303 — 16 474 Miller Heinrich, Dort- 
mund: Wegfall der Witwenrente bei Wie- 
derverheiratung; 


4 501 — 16 475 Müller Maria, Erkrath bei 
Düsseldorf: Kürzung der Elternrente in- 
folge Erhöhung der Invalidenrente (§51 
Abs. 2 BVG); 

4 005 — 16 481 Valentin Otto, Braun- 
schweig: Wiedergutmachungsantrag 
(BWGöD); 

4 801 — 16 484 Zierenberg Artur, Hanno- 
ver: Kriegsgefangenenentschädigungsge- 

setz; 

4 302 — 16 486 Hottendorff Jürgen, Cux- 
haven: Aufhebung des Kontrollrats- 

gesetzes Nr. 47; 

1 801 — 16 499 Müller Adolf für die ausge- 
schiedenen Angestellten des Landesarbeits- 
amtsbezirks Stuttgart, Mannheim: Uber- 
gangsgeld nach ADO Nr. 1 zu § 16 TO. A; 

4 307 — 16 506 Otto Anny, Münster 
(Westf.): Kriegsverbrecherprozeß; 

25 03 — 16510 Maisch Hedwig, Glückstadt 
(Elbe): Ablehnung der Invalidenrente; 
Kindergeld; 

3 806 — 16 519 Müller Wally, Lübeck: Be- 
handlung von Uraltguthaben in Berlin; 

2 502 — 16 523 Quäker Adolf, Mellrich Kr. 
Glückstadt (Westf.): Ruhegeld aus der An- 
gestelltenversicherung; 

2 502 — 16 525 Reimann Ernst, Karlsruhe 
(Baden): Ruhegeld aus der Angestelltenver- 
sicherung; 

4 501 — 16 530 Rößler El., Lokstedt I bei 
Hamburg: Wiedergewährung der Witwen- 
rente nach dem BVG; 

4 302 — 16 533 Fritsch Stefan, Augsburg: 
Besatzungspersonenschaden des Ehemannes 
der Ruth Saxer; 

2 301 — 16 538 Schmid Max, Berlin-Tem- 
pelhof: Aufnahme der deutschen Nachrich- 
tenbüro GmbH in die Anlage A zu G 131; 

3 806 — 16 560 Wolff Erwin, Berlin-Halen- 
see: Einbeziehung von Gehaltskonten in 
die Altsparerentschädigung; 

4 501 — 16 576 Arbeiter- Wohlfahrt, Co- 

burg: Beihilfe für einen Kuraufenthalt der 
Kriegerwitwe Alice Böhm; 

2 502 — 16 579 Borger Wilhelm, Lechenich 
bei Köln: Ruhegeld aus der Angestellten- 
versicherung; 
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2 505 — 16 588 Dahm Alois, Welschbillig 
Kr. Trier-Land: Unfallentschädigung; 

3 501 — 16 595 Eisenhuth Albert, Ober- 
hausen-Sterkrade: Einweisung in den 
Stadtkreis Oberhausen; 

4 302 — 16 620 Diekmann Margarete, 
Flensburg: Besatzungsschaden Scharnhorst- 
lager in Flensburg; 

2 301 — 16 625 Franz Elisabeth, Düssel- 
dorf: Zahlung von Hinterbliebenenversor- 
gung durch die Oberjustizkasse in Düssel- 
dorf; 

5 802 — 16 633 Senden H., Neu Isenburg 
Kr. Offenbach (Main): Freigabe der Aus- 
landsvermögen in den USA; 

2 503 — 16 657 Langhammer Erich, Kre- 
feld-Uerdingen: Invalidenrentenantrag; 

3 803 — 16 671 Probst Käthe, Husum- 
Dreimühlen: Einbeziehung von Depositen- 
konten bei Privatbanken in die Altsparer- 
entschädigung; 

3 805 — 16 674 Quittkat Kurt, Zeven Bez. 
Bremen: Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener (Urkundenbeweis); 

3 802 — 16 702 Schwarz Johann, Freiburg 
(Breisgau): Gewährung von Ausgleichslei- 
stungen nach dem LAG für in der SBZ 
entstandene Schäden; 

5 501 — 16 726 Hinz Hugo und Schmidt 
Frieda, Brunsbüttelkoog: Beendigung eines 
Mietverhältniss£s gegen den Willen des 
Mieters; 

5 501 — 16 739 Kauschitz Aenne, Oberhau- 
sen (Rheinl.): Wohnungstausch; 

3 806 — 16 741 Plewka Paul, Düsseldorf: 
Anerkennung einer Reichsanleihe als Spar- 
guthaben; 

4 501 — 16 761 Scholz Maria, Scharzfeld 
über Herzberg (Harz): Gewährung von 
Witwenrente; Bräuteversorgung im Wege 
des Härteausgleichs; 

2 505 — 16 810 Lins Lieselotte, Wanne- 
Eickel: Unfallrente Paul Gerhard Lins; 

2 802 — 16 832 Roepke Walter, Weil 
(Rhein): Hilfe für eine an spinaler Kinder- 
lähmung erkrankte Person; Einziehung 
des Schwerbeschädigtenausweises; 


3 002 — 16 833 Roth W., Dinkelsbühl 
(Mfr.): Steckengebliebene Zahlungsanwei- 
sung aus der Vorbesatzungszeit; 

4 501 — 16 860 Kamchen Lydia, Ober- 
hausen-Osterfeld: Hinterbliebenenrente 

(BVG); 

1 302 — 16 900 Weiner Kurt, Friedrichs- 
hafen: Wiederaufnahme des Dienststraf- 
verfahrens beim Bundesdisziplinarhof; 

4 302 — 16 906 Kaiser Heinrich, Gummers- 
bach: Besatzungsschaden; 

4 801 — 16 937 Delhasse Jean, Malmedy 
(Belgien) : Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetz (Wohnsitz außerhalb des Geltungs- 
bereichs); 

1 302 — 16 974 Jamrowski Werner, Ham- 
burg: Tilgung von Zollstrafen im Straf- 
register; 

6 806 — 17 048 Klinger Werner, Schwä- 
bisch Gmünd: Anerkennung einer Ge- 
werbelehrerprüfung, abgelegt in Aue 
(Saale) im November 1949; 

3 501 — 17 063 Möller Peter, Altenbrücken 
Kr. Hoya (Weser): Behandlung von ehe- 
maligen SS-Angehörigen als SBZ-Flücht- 
linge; 

1 505 — 17 083 Bohland Georg, Mainz: 
Gewährung der Bundesbeihilfe zum Aus- 
gleich von Härten im Rahmen der betrieb- 
lichen Altersfürsorge; 

2 503 — 17 102 Rohde Engelbert, Beckum 
Bez. Münster: Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Sozialversicherungsanpassungsge- 
setzes; 

2 505 — 17 112 Schünemann Gerhard, 
Braunschweig: Änderung der §§ 1583, 
1569 a RVO in Verbindung mit der 3. und 
4. Verordnung über Ausdehnung der Un- 
fallversicherung auf Berufskrankheiten 
vom 16. Dezember 1936 und 29. Januar 
1943; 

5 001 — 17 218 Garrell Anna, Paderborn 
(Westf.): Einstellung des Sohnes als Feuer- 
werker; 

1 001 — 17 222 Harms Johann, Bremen: 
Erhöhung der pfändungsfreien Beträge; 

2 501 — 17 245 Verband der niedergelasse- 
nen Nichtkassen-Zahnarzte Deutschlands, 
Essen-Steele: Sonderregelung für nicht- 
zugelassene Zahnärzte; 
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1 001 — 17 255 Zenner Heinrich, Gau Bik- 
kelheim (Rheinl.): Schadenersatz wegen 
widerrechtlicher Beschlagnahmung eines 
Lkw durch Zollbehörde; 

5 001 — 17 259 Verband der Kriegsbeschä- 
digten, Kriegshinterbliebenen und Sozial- 
rentner Deutschlands, Landesvierband Hes- 
sen, Frankfurt (Main): Kriegsdienstverwei- 
gerung; 

1 801 — 17 264 Böker Dora, Peine (Hann.): 
Wiedereinstellung des Ehemannes in den 
Post dienst; 

4 001 — 17 274 Interessengruppe von Den- 
tisten im Rahmen der Wiedergutmachung, 
Hanlburg- Altona: Novelle zum Wieder- 
gutmachungsgesetz (BEG); Dentisten ohne 
staatliche Anerkennung; 

2 301 — 17 299 Müller Ingeborg, Bad 
Schwartau: Bewilligung einer laufenden 
Unterstützung; 

3 805 — 17 319 Jakubik Paul, Bad Oeyn- 
hausen: Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener (Mündelgelder Fritz 

Schippel); 

4 801 — 17 320 Kleidt Rudi, Hamburg: 
Krieg9gefangenenentschädigungsgesetz; 

2 302 — 17 325 Erhardt Julius, Eßlingen 
(Neckar): Rechtsstellung der früheren An- 
gestellten der deutschen Versuchsanstalt für 
Luftfahrt eV; 

3 501 — 17 329 Kramer Erwin, Höxter 
(Weser): Schadenersatzansprüche; Ableh- 
nung einer Aufenthaltsgenehmigung vom 
Flüchtlingslager Uelzen im März 1950; 

3 802 — 17 331 Kunz Paula, Mainz-Gonsen- 
heim: Entschädigung für Verluste an Spar- 
guthaben in der SBZ; 

6 808 — 17 332 Latsch Walter, Barsinghau- 
sen (Nieders.): Befreiung von der Fernseh- 
gebühr für schwerstkörperbehinderte Per- 
sonen; 

2 509 — 17 364 Kroos Bruno, Ildehausen 
bei Seesen (Harz): Kindergeldgesetz; 

5 302 — 17 391 Baudenbacher Bertram, Pas- 
sau: Pacht der Bahnhofsbuchhandlung in 
Passau; 

1 803 — 17 395 Schuster Adolf, Düsseldorf- 
Eller: Umschulung eines Schriftsetzers; 


1 803 — 17 396 Dr. Buß Albert, Hamburg: 
Arbeitsvermittlung für ältere Angestellte; 

2 501 — 17 403 Kindler Helmut, Jever 
(Oldb.): Kostenzuschuß für Krankenhaus- 
aufenthalt der Ehefrau; 

1 505 — 17 423 Fenner Martha, Pirmasens: 
Gewährung von Bundesbeihilfen zum Aus- 
gleich von Härten im Rahmen der betrieb- 
lichen Altersfürsorge; 

2511 — 17 431 Hussag Kurt, Berlin-Neu- 
kölln: Umstellung von Töchterversor- 
gungsversicherungen bei der Deutschen 
Beamt en Versicherung (Ost- und West- 
währung); 

7 007 — 17 432 Jockusdi Hans, München: 
Ladenschlußgesetz ; 

2 502 — 17 470 Hoffmann Heinrich, Rem- 
scheid-Lennep: Ruhegeld aus der Ange- 
stelltenversicherung; Rentemerhöhung; 

3 802 — 17 473 Koll Gerta, Gut Projens- 
dorf über Kiel: Hausratentschädigung 
(1. Rate); 

4 802 — 17 490 Theiß Heinrich, Rösrath bei 
Köln: Darlehen für Wohnraumbeschaffung 
(Spätheimkehrer) ; 

2 301 — 17 501 Jud Reinhard, Braun- 
schweig-Querum: Antrag auf Bewilligung 
eines Unterhaltsbeitrages gern. § 4 Abs. 3 
G 131; 

3 802 — 17 507 Levenhagen Martha, Tra- 
ben-Trarbach: Entschädigung für Verluste 
an Sparguthaben in der SBZ; 

3 802 — 17 509 Linden Edmund, Rheine 
(Westf.): Entschädigung für Verluste an 
Sparguthaben in der SBZ; 

4 301 — 17517 Schneider Anna, Leichlin- 
gen (Rheinl.): Entschädigung für Demon- 
tage einies Betriebes; 

5 301 — 17 536 Landratsamt Feuchtwangen: 
Brücke über die Eisenbahnlinie Dombühl- 
Crailsheim; 

2 309 — 17 538 Gewerkschaft der Eisenbah- 
ner Deutschlands, Ortsverwaltung Zwei- 
brücken: Antrag auf Höherstufung der 
Stadt Zweibrücken im Ortsklassenverzeich- 
nis; 

2 506 — 17 553 Pietsch Hebert, Ludwigs- 
burg: Hinterbliebenenrente für Deutsche 
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in der polnisch besetzten Zone für die 
Schwägerin Käte Pietsch; 

2 502 — 17 573 Witt Luise, Reinbek Bez. 
Hamburg: Ruhegeld aus der Angestellten- 
versicherung; 

3 802 — 17 606 Pieper Anna, Castrop-Rau- 
xel: Antrag auf Gewährung von Kriegs- 
schadenrente; 

1 010 — 17 633 Dr. Henrion Kurt, Bonn: 
Durchführung von Vollstreckungs- und 
Offenbarungseidverfahren trotz eingeleg- 
ter Verfassungsbeschwerde; 

5 302 — 17 664 Dr. Schneider Arnold, Beiln- 
gries bei Regensburg: Winterfahrplan 
1955/56 (Zugverbindung Dietfurt — Beiin- 
gries — Neumark; Benachteiligung der Fahr- 
schüler); 

6 804 — 17 672 Vorreiter Gerhard, Berlin- 
Neukölln: Unterstützung einer arbeits- 
losen Mutter in der 6. bis 8. Woche nach 
der Entbindung; 

5 001 — 17 675 Weiner t Helmut, Hanno- 
ver-Nord: Übertritt eines Bundesgrenz- 
schutzangehörigen in die aufzustellenden 
deutschen Streitkräfte; 

2 301 — 17 692 Drowin Kurt, Detmold: 
Wiederzuerkennung der Beamtenrechte; 

5 001 — 17 709 Hölker Paul, Köln-Nippes: 
Wiedereinführung der Wehrpflicht; 

3 802 — 17 755 Ellinger Emil, Gerabronn 
(Württ.): Änderung bzw. Vervollständi- 
gung des § 356 Abs. 1 und 3 LAG; 

3 002 — 17 790 Meyer-Melchert Gurt, Stade 
(Elbe): Umwandlung von Uraltkonten nach 
dem UmstEG; 

3 802 — 17 829 Duncker E. F. Otto, Ham- 
burg-Wandsbek: Anrechnung eines Auf- 
baudarlehens auf die Kriegsgefangenen- 
entschädigung; 

3 802 — 17 839 Graf Ida, Berlin-Friedenau: 
Anrechnung der Witwenrente aus der In- 
validenversicherung auf die Unterhalts- 
, hilfe nach LAG; 

2 309 — 17 911 Klug Erich, Glückstadt: 
Änderung des Besoldungsgesetzes; 

1 001 — 17 940 Raisbacher Waltraut, Wan- 
ne-Eickel: Unterhaltspflicht der geschiede- 
nen Spätheimkehrer; 


3 501 — 17 973 Zacher Georg, Watzen- 
born-Steinberg bei Gießen: Anerkennung 
als politischer Flüchtling; 

1 503 — 17 987 Dallmann Emil, Butzbach 
(Hessen) : Ortsklasseneinteilung; 

4 501 — 17 995 Hehn Anna, Peigenting 
Post Fürstenstein: Witwenrente; 

2 507 — 18 009 WinkelmannWalther, Brühl 
Bez. Köln: Berechnung des Ruhegeldes 
nach dem Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetz; 

1 801 — 18 025 Stysch Willi, Frankfurt 
(Main)-Biegerwaldsidl: Kündigung des Bun- 
desbahnarbeiters Franz Gestner in Idstein; 

3 502 — 18 037 Paske Wilhelm, Cuxhaven: 
Registrierung als Evakuierter; 

5 302 — 18 066 Rausch Hans, Selb (Bay.): 
Lärmbekämpfung (Schienen- Omnibus) ; 

3 805 — 18 216 Schmidt Rudolf, Düssel- 
dorf: Währungsausgleich für Vertriebene 
östlich und westlich der Oder-Neiße-Linie; 

7 300 — 18 249 Joost Oscar, Berlin-Frie- 
denau: Beschwerde über die Anwaltskam- 
mer in Frankfurt (Main); 

1 301 — 18 298 Rühe Friedrich, Lüneburg: 
Gerichtsentscheidung wegen Körperverlet- 
zung gegen Postschaffner Kathmann; 

7 009 — 18 337 Feldmann Walter, Köln: 
Ausschluß von Rätselzeitschriften vom 
Postzeitungsvertrieb ; 

3 805 — 18 418 Filchner Thomas, Braun- 
schweig: Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener (Sparbuch auf in Ita- 
lien befindliche Tochter umgeschrieben); 

2 509 — 18 422 Grunow Anneliese, Stuhl- 
berg bei Passau: Kindergeldergänzungs- 
gesetz; Kindergeld für kinderreiche Arzt- 
witwe; 

4 001 — 18 456 Schulz Robert, Hildesheim: 
Wiedergutmachungsanspruch; 

3 805 — 18 461 Stüben Else, Gießelrade- 
Ahrensbök Kr. Eutin (Holstein): Wäh- 
rungsschaden und Hypothekengewinnab- 
gabe (LAG); 

4 302 — 18 528 Classen Josef, Berlin-Schö- 
neberg: Beschlagnahme eines Lkw; 

2 502 — 18 649 Ebel Franz, Neheim-Hü- 
sten I: Hinterbliebenenrente für Liesel 
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Wallmeyer, Altlünen, aus der Versieh erung 
des Bernhard Wallmeyer; 

1 801 — 18 662 Spiske Gerda, Langenwang: 
Versagung der Arbeitslasenunterstützung; 

III. 

der Bundesregierung bzw. den oberen 
Bundesbehörden zur Kenntnisnahme 
und weiteren Veranlassung zu über- 
weisen 

die Petitionen: 

6 670 Barth Hans, Mainz-Ginsheim : Bewil- 
ligung einer laufenden monatlichen Unter- 
stützung für Frau Virgilio gegen Hergabe 
wertvoller Gemälde u. a.; 

3 802 — 16 392 Wiese Hans, Gralbau bei 
Bad Oldesloe: KriegsschadenfeststeUung; 

IV. 

der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen 

die Petition: 

4501 — 16613 Dannasch Ida, Wesselburen 
(Holst.): Witwenrente nach dem BVG; 

V. 

an die Landtage der einzelnen Länder 
zuständigkeitshal her zur weiteren 
Veranlassung zu überweisen 

die Petitionen: 

2 801 — 12 454 Seifke Rotraud, Berlin- 
Chanlottenburg: Sonderfürsorge für Kin- 
der alliierter Soldaten, durch gewaltsame 
Beiwohnung gezeugt; 

1 801 — 13 979 Romberg Adolf, Düssel- 
dorf: Soziale Notlage eines Schwerbeschä- 
digten; 

6 303 — 14 189 Schaper Hermann, Wolfen- 
büttel: Einsatz einzelner Beamten und 
Angestellten der niedersächsischen Justiz- 
verwaltung zur Beaufsichtigung von 
Straf- und Zuchthausgefangenen bei Ar- 
beiten in Emslandmoorgebieten; 

1 301 — 15 666 Scholz Martha, Bonn: Sach- 
schaden durch Demonstranten anläßlich 
der Wehrdebatte im Deutschen Bundes- 
tag am 24. Februar 1955 in Bonn; 


4 502 — 16 292 Hoeck Franz, Lübeck: Be- 
schäftigung von Schwerbeschädigten im 
öffentlichen Dienst; 

6 801 — 16 508 Barkowski Günther, Mar- 
burg-Lahn: Schweigepflichtverletzung einer 
Schwester vom Marburger Gesundheitsamt; 

|5 804 — 16 628 Gnade Gerhard Frau, 
Schönningstedt-Ohe über Hamburg-Berge- 
dorf: Munitionsbunker in dem ehemaligen 
Zeugamt Glinde bei Hamburg; 

2 501 — 16 649 Hierer Otto, Nürnberg: Ge- 
setz über die Ausübung der Heilkunde ohne 
Bestallung (Heilpraktikergesetz) ; 

4 301 — 17 111 Schneider Johanna, Falken- 
stein (Oberpfalz): Entschädigung für Be- 
schlagnahme eines Wohnhauses zugunsten 
jüdischer Familien (1946 — 1949); 

6 301 — 17 506 Jacobs Eilt, Neuharlinger- 
siel über Esens (Ostfriesland): Ablehnung 
einer Freigabe von Grundstücken zur Be- 
bauung (Schöpfwerkprojekt); 

4 001 — 17 721 Lenz Willi, Kiel: Be- 
schwerde über verzögernde Erledigung von 
Wiedergutmachungsanträgen (BEG) in 
Schleswig-Halstein ; 

4 001 — 18 693 Stang Hans, Honnef 
(Rhein) : Dienstaufsichtsbeschwerde über 
das Verfahren in einer Wiedergutmachungs- 
sache nach dem BEG; 

VI. 

z u r T agesor-dnung überzugehen 

über 

die Petition: 

5 486 Volkskanzlei, Arbeitsgemeinschaft für 
bürgerliche Staatsaufsicht und Selbstbestim- 
mung, Nürnberg: Überprüfung von Ein- 
gaben der Volkskanzlei Nürnberg; 


B. Ausschuß für Jugendfragen (15. Ausschuß) 

der Bundesregierung als Mate- 
rial zur Verwertung bei der Gesetzgebung 
zu überweisen 

die Petition: 

13 493 Deutscher Verband der Gewerbe- 
lehrer, Wuppertal-Bar men: Gesetzliche Re- 
gelung der Berufsausbildung; 
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C. Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

der Bundesregierung als Mate- 
rial zur Verwertung bei ider Gesetzgebung 
zu überweisen 

die Petition: 

16 618 Bund der vertriebenen Deutschen, 

Kreisverband Lauterbach, Ortsgruppe 
Schlitz (Hessen): § 33 a Einkommensteuer- 
gesetz in der Fassung vom 15. September 
1953; 

D. Ausschuß für Sozialpolitik (28. Ausschuß) 
L 

der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen 

die Petitionen: 

17 981 Grzegorzik Ruidolf, Berlin: Steige- 
rungsbeträge für Militär- und Kriegsdienst- 
zeiten; 

17 982 Dr. Lohmann W., Lüdenscheid: 
Steigerungsbeträge für Militär- und Kriegs- 
dienstzeiten; 

II. 

der -Bundesregierung zur Erwä- 
gung zu überweisen 

die Petitionen: 

17 977 Rösner Kurt, Athen: Sozialreform; 

19 028 Griese Otto, Straelen: Kindergeld- 
ergänzungsgesetz; Steuerfreiheit auch für 
die Bediensteten des öffentlichen Dienstes; 

III. 

der Bundesregierung als Mate- 
rial zur Verwertung bei der Gesetzgebung 
zu überweisen 


die Petitionen: 

15 534 Bersenfelder Valentin, Würzburg: 
Aufbesserung in der Rentenversicherung; 

15 927 Herrmann Anna, Berlin: Nicht- 
anrechnung der Rentenerhöhung auf die 
Elternrente; 

16 234 Büning K., Kleve: Vorschläge zur 
Sozialreform; 

17 172 Nicki Karl, Straubing: Reform der 
Sozialversicherung ; 

17 173 Sattler Albin, Aschau Kr. Mühldorf 
(Inn): Reform der Sozialversicherung; 

17 185 Bund für Sozialreform, Berlin-Neu- 
kölln: Reform der Sozialversicherung; 

17 209 Interessen verband der Entnazifizie- 
rungs-Geschädigten, Hannover: Vorschlag 
zur Sozialreform; 

17 443 Soziales Selbsthilfe werk eV, Han- 
nover: Reform der Sozialversicherung; 

17 949 Hawlitzki Luzie, Lüchow: Sozial- 
reform; 

18 520 Krämer Agnes, Dorrbach bei Cam- 
berg (Taunus); Rentengewährung für Wit- 
wen, deren Ehemänner vor 1912 gestorben 
sind; 

19 023 Landesinnungsverband des Tischler- 
handwerks Niedersachsen, Hannover: Kin- 
dergeldgesetz und Familienausgleichskassen; 

IV. 

der Bundesregierung zur Kennt- 
nisnahme zu überweisen 

die Petitionen: 

15 606 Nemitz Maria, Berlin: Vorschläge 
zur Reform der Sozialversicherung; 

16 235 Enge Friedrich, Dalmsen Post 
Neuenkirchen (Nieders/): Vorschläge zur 
Reform der Sozialversicherung. 
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